
  05.01.2010 

www.ris.bka.gv.at  Seite 1 von 23 

Gericht 

Asylgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

05.01.2010 

Geschäftszahl 

B11 410765-1/2009 

Spruch 

B11 410765-1/2009/2E 
 

ERKENNTNIS 
 

Der Asylgerichtshof hat durch den Richter Dr. Moritz als Vorsitzenden und die Richterin Maga. Eigelsberger als 
Beisitzer im Beisein des Schriftführers Mag. Werner über die Beschwerde des XXXX, StA. Bosnien und 
Herzegowina, wohnhaft in 1150 Wien, Löhrgasse 22/7, vertreten durch SPRAKUIN, Integrationsverein, 
Landstraßer Hauptstraße 173-175/15/2, 1030 Wien, gegen den Bescheid des Bundesasylamtes vom 01.12.2009, 
FZ. 0907.890-BAW, in nichtöffentlicher Sitzung zu Recht erkannt: 
 

Die Beschwerde des XXXX vom 18. Dezember 2009 gegen den Bescheid des Bundesasylamts vom 01. 
Dezember 2009, Zl. 09 07.890-BAW, wird gemäß §§ 3, 8, 10 Asylgesetz 2005 (AsylG) abgewiesen. 

Text 

BEGRÜNDUNG : 
 

I. Verfahrensgang: 
 

Der Beschwerdeführer brachte am XXXX beim Bundesasylamt einen Antrag auf internationalen Schutz ein. 
Dabei gab er an, den im Spruch angeführten Namen zu führen, Staatsangehöriger von Bosnien und Herzegowina 
und als Angehöriger der bosnischen Volksgruppe am XXXX geboren zu sein. 
 

Anlässlich der niederschriftlichen Befragung am XXXX im Polizeianhaltezentrum 1080 Wien gab der 
Beschwerdeführer zunächst an, Typ II-Diabetiker zu sein, jedoch derzeit keine Probleme zu haben oder einen 
Arzt zu benötigen. Seine Eltern, seine Schwester und seine (minderjährige) Tochter würden in Bosnien leben, 
sein (erwachsener) Sohn und sein Bruder in Deutschland. Er sei 2001 als Asylwerber nach Deutschland 
gegangen, habe 2003 dort geheiratet und sei 2006 geschieden worden. 2008 habe er Deutschland verlassen 
müssen und sei zurück nach Bosnien gegangen. Seinen Antrag auf internationalen Schutz begründete er wie 
folgt: "Ich kann in Bosnien kein normales Leben führen. Mein Name ist moslemisch, aber ich bin vom Glauben 
her kein Moslem. Weil ich aber den moslemischen Glauben nicht lebe, habe ich in Bosnien keine Chance auf ein 
"normales" Leben." In Bosnien gebe es keine Zukunft oder Perspektive für ihn. Von der Polizei oder den 
Behörden werde er nicht gesucht. Der Beschwerdeführer belegte seine Identität mit einem am XXXX 
ausgestellten deutschen Führerschein. 
 

Auf Anfrage gemäß Art. 21 der Dublin II-VO teilte das deutsche Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 
durch Schreiben vom 14. Juli 2009 mit, dass das Asylverfahren des Beschwerdeführers in Deutschland am 25. 
April 2002 negativ abgeschlossen worden sei. 
 

Bei der niederschriftlichen Einvernahme vor dem Bundesasylamt am 01. Dezember 2009 gab der 
Beschwerdeführer zunächst an, seit 20 Jahren Typ II-Diabetiker, aber uneingeschränkt arbeitsfähig zu sein und 
nicht in dauernder ärztlicher Behandlung zu stehen. Die Medikamente habe er noch aus Deutschland. Er verfüge 
über keine bosnischen Personaldokumente, er "brauche auch keine". Sein bosnischer Pass befinde sich bei den 
deutschen Behörden, die ihn "einfach so" einbehalten hätten, "wahrscheinlich als Souvenier". Von 1992 bis 1998 
und 2001 bis 2008 habe er sich in Deutschland aufgehalten, die übrige Zeit habe er in Bosnien gelebt. 
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Auf Vorhalt, angesichts seiner ausweichenden und ungenauen Angaben zu den Aufenthalten in Deutschland und 
Bosnien tatsächlich direkt von Deutschland nach Österreich gekommen zu sein, bestätigte der Beschwerdeführer 
diese Annahme ausdrücklich. Zu seiner Familie habe er keinen Kontakt, sie lebe "irgendwo unten". Weiters 
erklärte er: 

"Meine Mutter ist vor zwei Monaten verstorben. Das hat mich erschüttert. Wenn sie meinen, dass ich lüge 
können sie mich einsperren. Ich habe keinen Kontakt mit meiner Exfrau, wenn ich das damals angegeben habe, 
so habe ich das halt damals gewusst, jetzt habe ich keine Ahnung." Sein soziales Umfeld in Österreich würde 
ebenfalls aus Bosnien stammen. Wie es seiner Tochter gehe, wisse er nicht - sie lebe "unten, wahrscheinlich". Er 
habe in Bosnien keine Straftaten begangen und auch keine Probleme mit den Behörden. 
 

Die weitere Befragung zu den Fluchtgründen verlief wie folgt: 
 

"F: Warum stellen Sie einen Asylantrag? 
 

A: Puh, warum stelle ich einen Asylantrag ... warum ich also um Asyl ansuche? 
 

F: Richtig. 
 

A: Der Krieg der unten war, das ist einer der Gründe, jetzt bin ich hier, bin 50 Jahre. 
 

F: Kamen Sie aus wirtschaftlichen Gründen nach Österreich? 
 

A: Nein. 
 

F: Was also ist der konkrete Grund für ihren Asylantrag? 
 

A: Der einzige Grund ist, dass ich mir wünsche, dass ich fünf Jahre ein normales Leben führen kann, die letzten 
fünf Jahre waren kein normales Leben. 
 

F: Sie meinen die Jahre in Deutschland. 
 

A: Ja. 
 

F: Wollen Sie sonst noch etwas vorbringen? 
 

A: Nein. 
 

F: Kann man also davon ausgehen, dass Sie lediglich deswegen einen Asylantrag stellen, damit Sie legal hier 
leben können? 
 

A: Genau. 
 

F: Denken Sie bitte nach. Wollen Sie sonst noch etwas vorbringen? 
 

A: Nein." 
 

Zu den vorgehaltenen Länderfeststellungen zu Bosnien und Herzegowina wollte der Beschwerdeführer keine 
Stellungnahme abgeben. Er sei von 1985 bis 1998 in Bosnien und von 2003 bis 2006 in Deutschland verheiratet 
gewesen. 
 

Mit Bescheid vom 01. Dezember 2009, Zl. 09 07.890-BAW, hat das Bundesasylamt den Antrag des 
Beschwerdeführers auf internationalen Schutz "gemäß § 3 Absatz 1 iVm § 2 Absatz 1 Ziffer 13 AsylG 2005, 
BGBl I Nr. 100/2005 (...) idgF, abgewiesen" (Spruchpunkt I), ihm den Status des subsidiär Schutzberechtigten in 
Bezug auf den Herkunftsstaat Bosnien Herzegowina "gemäß § 8 Absatz 1 iVm § 2 Absatz 1 Ziffer 13 AsylG 
2005" nicht zuerkannt (Spruchpunkt II) und ihn "gemäß § 10 Absatz 1 Ziffer 2 AsylG 2005 aus dem 
österreichischen Bundesgebiet nach Bosnien Herzegowina ausgewiesen" (Spruchpunkt III). Schließlich wurde 
einer Beschwerde gegen diesen Bescheid "gemäß § 38 Absatz 1 Z 1 AsylG die aufschiebende Wirkung 
aberkannt". 
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Das Bundesasylamt begründete diesen Bescheid im Wesentlichen damit, dass der Beschwerdeführer eine 
Verfolgung aus den in der GFK genannten Gründen nicht habe glaubhaft machen können. Der Beschwerdeführer 
habe seinen Antrag klar widersprüchlich begründet, letztlich aber wiederholt betont, es gehe ausschließlich um 
eine Legalisierung seines Aufenthalts. Darüber hinaus habe er zu seinen Aufenthalten in Deutschland und zu 
seinen Angehörigen wiederholt falsche Angaben gemacht. 
 

Zur Situation in Bosnien und Herzegowina wurde festgestellt: 
 

"Allgemeine Lage 
 

Politik / Wahlen 
 

Bosnien steht seit Kriegsende unter Aufsicht der Internationalen Gemeinschaft. Der Hohe Beauftragte (seit 
26.3.2009 der Österreicher Valentin Inzko; Anm.) hat im Rahmen der so genannten "Bonner Befugnisse" weit 
reichende Vollmachten. Angesichts zahlreicher politischer Probleme verlängerte die Internationale Gemeinschaft 
Anfang März 2007 das Mandat des Hohen Repräsentanten entgegen ursprünglichen Plänen auf unbestimmte 
Zeit. Durch die antagonistische Politik der überwiegend nationalistischen Parteien ist die Funktionsfähigkeit von 
zahlreichen Parlamenten und Regierungen in Kantonen auf der Entitäten- und der gesamtstaatlichen Ebene aber 
eingeschränkt. Die regierenden Parteien blockieren sich noch immer gegenseitig und sind oft erst unter 
internationalem Druck zur Zusammenarbeit und Reformen fähig. 
 

(BAMF: Entwicklung und aktuelle Situation in Bosnien und Herzegowina, Serbien, Kosovo, Montenegro und 
Mazedonien, 07.2008) 
 

Die Verfassung von Bosnien und Herzegowina ist in Annex 4 des Friedensabkommens von Dayton festgelegt. 
Danach überwölbt Bosnien und Herzegowina als Gesamtstaat die beiden so genannten Entitäten "Föderation von 
Bosnien und Herzegowina" und "Republika Srpska". In die Zuständigkeit des Gesamtstaats fallen gemäß 
Verfassung die Außenpolitik und der Außenhandel, die Zoll- und Währungspolitik, Migrationsfragen, 
internationale Strafverfolgung, Telekommunikation, Grenzschutz und Luftverkehrshoheit. Die Übertragung 
weiterer Zuständigkeiten auf den Gesamtstaat ist grundsätzlich möglich, erweist sich aber in der Praxis als 
politisch schwierig. Mit der Reform des Verteidigungsbereichs wurde 2004 ein gesamtstaatliches 
Verteidigungsministerium geschaffen und 2005 die Zuständigkeit in Verteidigungsfragen auf den Gesamtstaat 
übertragen. 
 

Die Präsidentschaft besteht aus je einem bosniakischen (muslimischen), kroatischen und serbischen Bosnier; der 
serbisch-bosnische Kandidat wird auf dem Territorium der Republika Srpska, die beiden anderen werden auf 
dem Territorium der Föderation Bosnien und Herzegowina gewählt. Der Vorsitz in der Präsidentschaft wechselt 
alle acht Monate. Das Präsidium besteht derzeit aus Zeljko Komsic (kroatischer Bosnier, SDP), Haris Silajdzic, 
(Bosniake, SBiH) und Nebojsa Radmanovic (serbischer Bosnier, SNSD). 
 

(Auswärtiges Amt: Länder, Reisen und Sicherheit, Bosnien und Herzegowina, Innenpolitik, Juli 2009) 
 

Am 5. Oktober 2008, fanden Kommunalwahlen in Bosnien-Herzegowina statt. Zur Wahl standen 140 
Bürgermeister, die seit 2004 in direkter Wahl gewählt werden und 3.186 Gemeinderäte. Die Wahlbeteiligung in 
der Föderation Bosnien-Herzegowinas (FBuH) betrug 53,3%; in der Republika Srpska (RS) war sie mit 58,3% 
etwas höher. Dadurch konnte auch die allgemeine Wahlbeteiligung von 45% bei den letzten Kommunalwahlen 
(2004) auf 55% ansteigen. 
 

Die Wahlkampagnen und die damit verbundenen Wahlergebnisse weisen eine noch immer vorhandene ethnische 
und nationalistische Themenbezogenheit auf, die weniger den realen Bedürfnissen der Wähler entspricht. Die 
eigentlichen Bedürfnisse liegen im Abbau der hohen Arbeitslosigkeit, der Förderung der Wirtschaftskraft und 
der konsequenten Verabschiedung und Umsetzung nötiger Gesetze für die EU-Annäherung des Landes. 
 

(Konrad-Adenauer-Stiftung: Länderbericht Bosnien und Herzegowina, Kommunalwahlen in Bosnien und 
Herzegowina, November 2008, http://www.kas.de/wf/doc/kas_15109-544-1-30.pdf, Zugriff 29.7.2009) 
 

Während sich Bosniaken und Kroaten für einen einheitlichen Staat ohne Teilstaaten aussprechen, beharren die 
Serben auf ihrem verbrieften Recht eines Sonderstaates und Hardliner unter den bosnischen Serben, allen voran 
der Ministerpräsident der Serbischen Republik Milorad Dodik, stellen die territoriale Einheit Bosniens immer 
wieder in Frage. Im Oktober 2007 wurden durch den HR Ergänzungen zum Ministerratsgesetz für BuH 
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eingeführt, die zu einer vereinfachten und effizienteren Arbeit dieses Gremiums beitragen sollen. Diese 
Maßnahmen führten allerdings zu Protesten der bosnischen Serben, die damit drohten, die gesamtstaatlichen 
Institutionen zu boykottieren. 
 

(Commission of the European Communities: Bosnia and Herzegovina 2008 Progress Report, Nov. 2008) 
 

In Folge des November 2008 Treffens des "Peace Implementation Council Steering Board", unterzeichneten die 
Führer der SNDS, Milorad Dodik, der SDA, Sulejman Tihic und der HDZ, Dragan Covic, das sog. "Prud-
Abkommen", welches die Themen konstitutionelle Reformen, Implementierung des Annex 7 des Dayton 
Abkommens, Zugang des Distrikts Brcko zum BuH Verfassungsgerichtshof und Fragen der Finanzen adressiert. 
 

(Office of the High Representative: "35th Report of the High Representative for Implementation of the Peace 
Agreement on Bosnia and Herzegovina to the Secretary-General of the United Nations", May 2009) 
 

Politische Parteien können ohne Einfluss von Außen agieren. Oppositionelle Parteien sind nicht von der 
Teilnahme am politischen Geschehen ausgeschlossen. Obwohl die politischen Parteien eine Mitgliedschaft der 
Bürger nicht forcieren, sehen viele Bürger die Mitgliedschaft in der führenden Partei ihrer Region als Mittel um 
gute Arbeitsplätze in den verschiedensten staatlichen Unternehmen zu bekommen. Die Mitgliedschaft in großen, 
kapitalkräftigen Parteien bringt formale Vorteile, da Nicht-Parteimitglieder oft bei der Vergabe wichtiger 
Regierungsposten übergangen werden. 
 

(U.S. Department of State: 2008 Human Rights Report, Bosnia and Herzegovina, February 2009) 
 

Sicherheitslage 
 

Die Unabhängigkeitserklärung Kosovos hat in Bosnien nicht - wie zunächst befürchtet - zu einer 
Destabilisierung geführt. Seit Kriegsende hat sich die allgemeine Sicherheitslage gefestigt und wesentlich 
verbessert. Die Angst vor gewaltsamen Auseinandersetzungen, falls die internationalen Truppen abziehen, ist 
aber weit verbreitet. Die bosnischen Muslime, die im Gegensatz zu den bosnischen Serben und den bosnischen 
Kroaten über kein "Mutterland" außerhalb des Staates Bosniens und Herzegowina verfügen, befürchten daher 
noch immer, dass Serben und Kroaten das Land unter sich aufteilen könnten. Auch die bosnischen Kroaten, 
insbesondere die in der Herzegowina lebenden, fühlen sich durch den Dayton-Vertrag diskriminiert, da sie mit 
den bosnischen Muslimen, also ihren ehemaligen Bürgerkriegsgegnern eine gemeinsame und nicht wie die 
bosnischen Serben eine eigene Entität haben. 
 

(BAMF: Entwicklung und aktuelle Situation in Bosnien und Herzegowina, Serbien, Kosovo, Montenegro und 
Mazedonien, 07.2008) 
 

Das Mandat der EU-Polizei-Mission (EUPM) wurde für weitere zwei Jahre bis Ende 2009 verlängert. Die 
EUPM setzt ihre Arbeit hinsichtlich des Mentorings, der Überwachung und Inspektion der bosnischen Polizei 
fort. Die EUFOR/Althea-Mission, die derzeit mit etwa 2.500 Truppen vor Ort ist, gewährleistet weiterhin ein 
sicheres Umfeld. Diese EU geführte Mission, wurde vom Rat im Juni 2008 beschlossen und soll so lange wie es 
notwendig erscheint im Land präsent bleiben. 
 

(Commission of the European Communities: Bosnia and Herzegovina 2008 Progress Report, Nov. 2008) 
 

Menschenrechte 
 

Die Grundstrukturen eines demokratischen Rechtsstaats (Gewaltenteilung, Unabhängigkeit der Justiz, 
Pressefreiheit, etc.) sind vorhanden, die Gesetze entsprechen weit gehend europäischem Standard. Die 
Menschenrechte sind formal auf höchstem Niveau geschützt. Im Hinblick auf sichere Rückkehr von Flüchtlingen 
und das Diskriminierungsverbot auf der Grundlage nationaler Zugehörigkeit herrschen noch Defizite, 
insbesondere in der Serbischen Republik. Mittlerweile wurde die Strafverfolgung von Kriegsverbrechen und 
Menschenrechtsverletzungen deutlich verbessert. Nicht konsequent durchgeführt wird dagegen die 
Strafverfolgung lokaler und weniger medienwirksamer Kriegsverbrecher. Durch die Aufdeckung von 
Kriegsverbrechen durch das Internationale Kriegsverbrechertribunal ist es zu zahlreichen Rücktritten aus 
verantwortlichen Positionen gekommen. 
 

(BAMF: Entwicklung und aktuelle Situation in Bosnien und Herzegowina, Serbien, Kosovo, Montenegro und 
Mazedonien, 07.2008) 
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Das Gesetz gewährt grundsätzlich Meinungs- und Pressefreiheit. Gesetzgebung bezüglich der Pressefreiheit 
findet nicht gesamtstaatlich, sondern in den Entitäten der Föderation und RS statt. Gesetze zu übler Nachrede 
gibt es ebenso auf Entitäts-Ebene, Gesetzgebung zur Informationsfreiheit gibt es sowohl auf gesamtstaatlicher, 
als auch auf Entitäts-Ebene. Bestimmungen zu Hassreden gibt es nur im Strafrecht der Föderation, aber nicht so 
in der RS. 
 

(U.S. Department of State: 2008 Human Rights Report, Bosnia and Herzegovina, February 2009) 
 

Die Verfassung und das BuH Gesetz über die Glaubensfreiheit sorgt für Freiheit der Religion, sichert 
Rechtsstellung von Kirchen und religiösen Gemeinschaften, und verbietet jede Form der Diskriminierung gegen 
jede religiöse Gemeinschaft. Das Gesetz schafft auch die Grundlage für die Errichtung von Beziehungen 
zwischen den staatlichen und religiösen Gemeinschaften. 
 

(U.S. Department of State: Bosnia and Herzegovina, International Religious Freedom Report 2008, September 
2008) 
 

Die Religionsfreiheit ist in der Verfassung BuHs verankert. Es gibt ein Staatsgesetz über die Freiheit der 
Konfessionen und den rechtlichen Status von Kirchen und Religionsgemeinschaften. Religiöse Intoleranz ist in 
BuH jedoch immer noch präsent. Religiöse Führungspersönlichkeiten intervenieren in politischen Fragen. 
 

(Commission of the European Communities: Bosnia and Herzegovina 2008 Progress Report, Nov. 2008) 
 

Zahlreiche heimische und internationale Menschenrechtsorganisationen und NGO's können seitens der 
öffentlichen Stellen unbehindert ihrer Arbeit nachgehen und deren Berichte über Menschenrechtsfälle 
publizieren. Die Regierung kooperierte auch mit internationalen Institutionen wie dem OHR, ICRC und der 
OSCE. 
 

(U.S. Department of State: 2008 Human Rights Report, Bosnia and Herzegovina, February 2009) 
 

Rechtsschutz 
 

Justiz 
 

Die Verfassung garantiert nicht explizit eine unabhängige Justiz, aber die Gesetze beider Entitäten schon. Der 
State Court (das Staatsgericht) ist der höchste Gerichtshof für bestimmte Strafsachen, darunter Organisiertes 
Verbrechen, Kriegsverbrechen, Terrorismus, Wirtschaftsverbrechen und Korruption. Zudem gibt es einen 
Verfassungsgerichtshof und eine Staatsanwaltschaft. Jede Entität hat zudem ein eigenes Höchstgericht und eine 
eigene Staatsanwaltschaft. Das gesamtstaatliche Gerichtsystem hat keine rechtliche Vorrangstellung gegenüber 
den Gerichten auf Entitätsebene. 
 

Politische Parteien haben die Justiz in politisch sensiblen Fällen teilweise beeinflusst. Justizreformen haben die 
Einschüchterungen von Personen des Organisierten Verbrechens und von Politikern schwerer, aber nicht 
unmöglich gemacht. 
 

(U.S. Department of State: 2008 Human Rights Report, Bosnia and Herzegovina, February 2009) 
 

Der Zugang zum Rechtssystem in Zivil- oder Strafrechtsangelegenheiten bleibt verbesserungswürdig, ebenso ist 
die Gleichheit vor dem Gesetz nicht immer garantiert. Rechtshilfe in Zivilrechtssachen wird vornehmlich von 
privat finanzierten NGO-Gruppen durchgeführt. Das Recht auf ein faires Verfahren ist in den fünf bosnischen 
Strafrechtsverfahrenskodizes verankert. Gerichtsverfahren dauern aber immer noch sehr lange und es bestehen 
weiterhin hohe Verfahrensrückstände. 
 

(Commission of the European Communities: Bosnia and Herzegovina 2008 Progress Report, Nov. 2008) 
 

Auf einer Ministerkonferenz im Dezember 2008 wurde ein Aktionsplan für die Durchführung einer 
Justizreformstrategie (2009-2013) unterstützt und eine gemeinsame Erklärung abgegeben. Im Jänner wurden 
daraufhin Arbeitsgruppen eingerichtet, an der auch das Büro des OHR als Beobachter und Berater teilnimmt. 
 

(Office of the High Representative: "35th Report of the High Representative for Implementation of the Peace 
Agreement on Bosnia and Herzegovina to the Secretary-General of the United Nations", May 2009) 
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Ombudsmanninstitution 
 

Im April 2006 wurde vom Gesamtstaatsparlament das neue Gesetz zur Errichtung einer BuH Ombudsmann-
Institution verabschiedet. Diese besteht aus drei Mitgliedern, die die konstitutionellen Völker Bosniens 
repräsentieren sollen. Es können auch Personen anderer nationaler Minderheiten ernannt werden. Am 04. 
Dezember 2008 ernannte das Parlament die Mitglieder des staatlichen Büros des Ombudsmannes. Jedoch, am 
Ende des Jahres, konnte die BuH Staatsombudsmann-Institution noch immer nicht völlig eingesetzt werden, weil 
die Nationalversammlung von Republika Srpska das Gesetz über die Beendigung der Existenz der RS 
Ombudsmann-Institution und Übertragung der Kompetenzen an den BuH Staatsombudsmann noch nicht 
verabschiedet hatte. 
 

(U.S. Department of State: 2008 Human Rights Report, Bosnia and Herzegovina, February 2009) 
 

Sicherheitsbehörden 
 

Trotz weiterer Reformen der Polizeikräfte BuH's bleibt die derzeitige Fragmentierung der Polizei weiterhin 
bestehen. Kooperationen und Informationsaustausch zwischen den Behörden bleiben schwach. Im April 2008 
wurden entsprechend der politischen Beschlüsse (Mostar-Vereinbarung) die Gesetze über unabhängige 
Aufsichtsbehörden für die BuH Polizei und über das Koordinationsbüro für Polizeikörper- und Dienststellen in 
BuH verabschiedet. 
 

(Commission of the European Communities: Bosnia and Herzegovina 2008 Progress Report, Nov. 2008) 
 

Das Gesetz über die unabhängigen Aufsichtsbehörden für die Polizei verlangt die Errichtung eines unabhängigen 
Ausschusses für die Auswahl von Polizeiführungskräften und einen Ausschuss für Polizei- und 
Öffentlichkeitsbeschwerden. 
 

(Office of the High Representative in Bosnia and Herzegovina: "34th Report of the High Representative for 
Implementation of the Peace Agreement on Bosnia and Herzegovina to the Secretary-General of the United 
Nations", Nov. 2008) 
 

Mit der Verabschiedung zweier Gesetze für eine Polizeireform in Bosnien und Herzegowina am 16. April 2008 
war die wichtigste Reformvorbedingung erfüllt, so dass am 16. Juni 2008 das SAA, ein Meilenstein für die 
Annäherung Bosniens und Herzegowinas an die EU, unterzeichnet werden konnte. 
 

(Auswärtiges Amt: Länderinformationen, Bosnien und Herzegowina, Annäherung an EU und NATO, März 
2009, http://www.auswaertiges-
amt.de/diplo/de/Aussenpolitik/RegionaleSchwerpunkte/Suedosteuropa/BosnienHerzegowina.html, Zugriff 
30.7.2009) 
 

Die Polizei in Bosnien-Herzegowina ist verpflichtet, jegliche Anzeigen aufzunehmen und zu dokumentieren und, 
falls notwendig, die zuständige Staatsanwaltschaft zu verständigen. Sollte man mit der Vorgehensweise der 
Polizei nicht zufrieden sein, kann man sich an die EU Police Mission in Bosnien-Herzegowina (EUPM) wenden, 
welche als Berater und Beobachter bei den Polizeibehörden anwesend sind. Allein das Erwähnen der EUPM 
würde genügen, eine professionelle Vorgehensweise der Polizeibeamten zu gewährleisten. Sollte der Bürger/-in 
trotzdem der Meinung sein, dass seine Rechte/Menschenrechte in irgendeiner Weise bedroht sind, kann er/sie 
sich an das Büro des zuständigen Ombudsmanns wenden, welches Mittel hat, bei den zuständigen Behörden eine 
entsprechende Reaktion zu erwirken. Es gibt zahlreiche NGOs (z.B. Helsinki Committee for Human Rights 
usw.) die den Bürgen zur Verfügung stehen, um ihre Rechte zu schützen. 
 

(Bericht des Büros des Attachés an der Österreichischen Botschaft in Sarajevo: E-Mail am 27.07.2009) 
 

Personen dürfen nur aufgrund eines von einem Richter und aufgrund genügend vorliegender Beweise verhaftet 
werden. Der Verdächtige muss innerhalb von 24 Stunden dem Ankläger vorgeführt werden. Innerhalb von 
weiteren 24 Stunden muss der Ankläger entscheiden, ob er freigelassen oder einem Richter vorgeführt wird, der 
über die Verhängung einer Untersuchungshaft entscheidet. Die Polizei kann aus Untersuchungsgründen 
Personen bis zu 6 Stunden lang festhalten. Verdächtigte haben ein Recht auf einen Anwalt bzw. muss diesen ein 
solcher vom Gericht zur Seite gestellt werden. Angeklagte haben das Recht auf Ladung eigener Zeugen bzw. das 
Recht der Berufung. 
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Im Zuge polizeilicher Verhöre wird teilweise Gewalt angewendet. Das Antifolterkomitee des Europarats 
berichtete 2007, dass viele der befragten Häftlinge ausgesagt haben, von der Polizei nicht korrekt behandelt zu 
werden. Der CPT meldete mehrere Anschuldigungen der physischen Misshandlung durch die Polizei, besonders 
während des Verhörs. 
 

(U.S. Department of State: 2008 Human Rights Report, Bosnia and Herzegovina, February 2009) 
 

Haftbedingungen 
 

Trotz Neubaus von Haftanstalten auf Staatsebene, bleiben Probleme wie Überbelegungen, schlechte 
Unterbringungsbedingungen und medizinische Versorgung bzw. Übergriffe auf Inhaftierte seitens des 
Wachpersonals weiterhin Anlass zur Verbesserung des Status Quo. Daneben gibt es einen Mangel an speziellen 
Hafteinrichtungen für Frauen, Jugendliche und Personen mit Behinderungen oder mentalen Problemen. Ein 
Fonds für die Finanzierung von Neubauten wurde eingerichtet und Vorbereitungsarbeiten eingeleitet. 
 

(Commission of the European Communities: Bosnia and Herzegovina 2008 Progress Report, Nov. 2008) 
 

Minderheiten 
 

Bosnien hat zahlreiche Verträge im Bereich "Nicht-Diskriminierung" und Minderheitenschutz ratifiziert, 
inklusive Protokoll Nr. 12 der Europäischen Menschenrechtskommission. Es gibt einige nationale Gesetze zum 
Schutz von Minderheiten, wobei jedoch noch eine weiterführende Gesetzgebung zum Schutz von Minderheiten 
erforderlich wäre. 
 

(Council of Europe: Report by the Commissioner for Human Rights Mr Thomas Hammarberg on his visit to 
Bosnia and Herzegovina, 4 - 11 June 2007, Feb. 2008) 
 

Im April 2003 wurde ein Gesetz zum Schutz nationaler Minderheiten verabschiedet, im März 2006 ein Rat der 
nationalen Minderheiten eingerichtet. Dennoch haben Angehörige der nationalen Minderheiten per Verfassung 
keinen Zugang zu einigen staatlichen Ämtern oder werden in anderer Weise schlechter gestellt als die drei 
konstitutiven Volksgruppen. Sie können z.B., obwohl Staatsbürger, nicht ins Präsidentenamt gewählt werden. 
Minderheitensprachen werden von der Verwaltung, den Gerichten und im Bildungsbereich nicht benutzt. 
 

(BAMF: Informationszentrum Asyl und Migration, Bosnien und Herzegowina, Länderreport Teil 2, Juni 2007) 
 

Es gibt in BuH siebzehn offiziell anerkannte Minderheiten. Bosniaken, Kroaten und Serben stellen als die drei 
konstituierenden Völker keine Minderheiten dar. BuH hat die Rahmenkonvention für Nationale Minderheiten 
des Europarats unterzeichnet. Auf Staatsebene wurde im Februar 2008 ein sog. Council of National Minorities 
eingerichtet, der als ein Beratungsorgan für das Parlament funktioniert. Einen ähnlichen Council gibt es auch in 
der RS, hingegen noch nicht auf Föderationsebene. 
 

(Commission of the European Communities: Bosnia and Herzegovina 2008 Progress Report, Nov. 2008) 
 

Rückkehrfragen 
 

Die Grundversorgung der Bevölkerung mit Nahrungsmitteln, insbesondere Grundnahrungsmitteln, aber auch mit 
Kleidung und Heizmaterial, ist landesweit sichergestellt. Die Versorgungslage für viele Familien ist wegen 
fehlender Einkommen und hoher Arbeitslosigkeit schwierig. Ein Fünftel der Bevölkerung lebt unter der 
Armutsgrenze und hat weniger als 150 Euro monatlich zur Verfügung, und weitere 30 % sind nahe daran. 
(BAMF: 

Informationszentrum Asyl und Migration, Bosnien und Herzegowina, Länderreport Teil 2, Juni 2007) 
 

Anfang Dezember genehmigte die Nationalversammlung von Republika Srpska eine Erhöhung des 
Mindestlohns zu 320 KM (164,00 EUR), die ab 1. Januar 2009 in Kraft tretten sollte, obwohl das Auskommen 
für einen halbwegs angenehmen Lebensstandard für einen Arbeiter und seiner Familie reichte dafür allerdings 
nicht aus. In der Föderation wurde der Mindestlohn durch eine paritätische Kommission durch Vertretung von 
Arbeitgebern, Arbeitnehmern und der Föderationsregierung festgelegt. Die Kommission trifft sich jährlich, um 
den Mindestlohn zu bestimmen, und erhöhte den Lohn ab September 2008 um 12 Prozent, von umgerechnet 
156,00 EUR auf 175,00 

EUR. 
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(U.S. Department of State: 2008 Human Rights Report, Bosnia and Herzegovina, February 2009) 
 

Bosnien und Herzegowina hat derzeit mit folgenden Ländern jeweils ein bilaterales 
Sozialversicherungsabkommen abgeschlossen: 

Österreich, Kroatien, Serbien, Montenegro, Türkei und Mazedonien. Sonst wendet Bosnien alle Abkommen an, 
die vom ehemaligen Staat SFRJ abgeschlossen wurden, also: Belgien, Bulgarien, Tschechien, Slowakei, 
Dänemark, Frankreich, Luxemburg, Italien, Ungarn, Deutschland, Holland, Norwegen, Polen, Schweden, 
Schweiz, Großbritannien. 
 

(Bericht des Büros des Polizeiattachés an der ÖB Belgrad, 05.08.2009) 
 

Rückkehr: 
 

Das Büro des UNHCR für BuH hat im August 2001 ein Handbuch für Rückkehrer herausgeben. Darin enthalten 
sind Ratschläge zu Rückkehrvorbereitungen, Stellen, an die sich Rückkehrer zwecks eventueller Hilfe wenden 
können. Darunter sind u.a die folgenden, für Rückkehrer zuständigen Hilfsorganisationen und Einrichtungen 
aufgelistet. 
 

Genauere Aufgabenbereiche, Adressen, Telefonnummern und Kontaktdaten sind im Handbuch zu finden. 
 

United Nations High Commissioner for Refugees (UNHCR) 
 

United Nations Mission in Bosnia and Herzegovina - Civil Affairs/International Police Task Force (UNMBIH - 
IPTF) 
 

Office of the High Representative - Return and Reconstruction Task Force (OHR-RRTF) 
 

Organisation for Security and Co-operation in Europe (OSCE) 
 

International Organisation for Migration (IOM) 
 

Die IOM erleichtert die Rückkehr von Personen aus dem Ausland und hilft bei der Beförderung dieser und ihrer 
persönlichen Sachen nach BuH. 
 

Commission for Real Property Claims of Refugees and Displaced Persons/ (CRPC) 
 

Die CRPC entscheidet über Anträge bezgl. der Rückforderung von Liegenschaften und Rechten. Anträge können 
auch bei besetztem oder teilweise zerstörtem Vermögen gestellt werden. Die Entscheidungen der CRPC sind 
endgültig und rechtskräftig. 
 

United Nations Development Programme (UNDP) 
 

American Refugee Committee (ARC) 
 

Das ARC unterstützt mit Programmen die Rückkehr von Minderheiten. Diese beinhalten den Wiederaufbau von 
Wohnobjekten und der Infrastruktur, kostenlose rechtliche Unterstützung für Flüchtlinge, Rückkehrer und 
Vertriebene 
 

Bosnian Committee for Help (BOSPO) 
 

BOSPO setzt verschiedene edukative, psychosoziale Projekte um, bietet Mikrokredite zur 
Einkommensschaffung. Der Sitz ist in Tuzla, Rudarska 72. 
 

Bundesanstalt Technisches Hilfswerk (THW) 
 

Das THW setzt Projekte des Wiederaufbaus von Wohneinheiten und der Erneuerung der Infrastruktur um. 
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CARE Germany 
 

CARE Germany bietet Hilfe für eine nachhaltige Rückkehr, einschließlich des Wiederaufbaus von 
Wohneinheiten und Infrastruktur 
 

CARE International 
 

CARE International setzt Projekte der Unterbringung, des Wiederaufbaus und profitable Projekte für Rückkehrer 
in ganz BuH um 
 

Caritas Switzerland 
 

Catholic Relief Service (CRS) 
 

Das CRS unterstützt Minderheitenrückkehrer und die domizile Bevölkerung mit Projekten für eine schnelle 
Aufbringung finanzieller Mittel, der Entwicklung des öffentlichen Dienstes, edukativen Programmen und 
Projekten für Unterbringung/Wiederaufbau. 
 

Cebeda 
 

Cebeda bietet Rückkehrern Unterstützung mit Hilfe von Programmen für Klein- und Mittelunternehmen und 
Projekten zur Einkommensschaffung. 
 

Cooperazione e Svilupo (CESVI) 
 

CESVI - Projekte für Unterbringung/Wiederaufbau und Einkommensschaffung. 
 

Danish Refugee Council (DRC) 
 

Deutsche Gesellschaft für technische Zusammenarbeit (GTZ) 
 

Die GTZ arbeitet mit lokalen Einrichtungen in BuH zusammen und setzt Programme für eine Unterbringung/den 
Wiederaufbau und Mikrokredite/profitable Programme um. Neben Sarajevo ist auch eine Niederlassung in 
Tuzla, Mihajla i ¿ivka Crnogorcevica 5 
 

Dorcas Aid International (DAI) 
 

DAI ist eine Agentur zur Unterstützung und Hilfe im Bereich der Unterbringung/des Wiederaufbaus und der 
Erneuerung der Infrastruktur in der Republika Srpska, Prijedor. 
 

Dutch Relief Agency (DRA) 
 

Edinburgh Direct Aid (EDA) 
 

European Committee for Training and Agriculture (CEFA) 
 

HELP 
 

Hilfswerk Austria (HWA) 
 

Das HWA setzt Projekte zur Erleichterung der Rückkehr um, einschließlich des Wiederaufbaus von Häusern, 
Schulen und der sonstigen Infrastruktur. Eine Niederlasssung ist auch in Tuzla, Filipa Kljajica 22. 
 

International Catholic Migration Commission (ICMC) 
 

International Orthodox Christian Charities (IOCC) 
 

International Rescue Committee (IRC) 



 Asylgerichtshof 05.01.2010 

www.ris.bka.gv.at  Seite 10 von 23 

 

INTERSOS 
 

INTERSOS unterstützt den wechselseitigen Rückkehrprozess in beide Entitäten durch den Wiederaufbau von 
Häusern und der erforderlichen Infrastruktur. Der Sitz ist in Tuzla, Slavinovici, Luke C1 
 

Islamic Relief Worldwide (IRWW) 
 

LOK 
 

Lutheran World Federation (LWF) 
 

Malteser Hilfsdienst (MHD) 
 

Mercy Corps Scotland (MCS) 
 

MCS setzt verschiedene Projekte für Rückkehrer um, die Unterbringung und den Wiederaufbau, insbesondere 
für Minderheiten, die zurückkehren, unterstützt die Initiative bosnischer Frauen. Der Sitz ist in Tuzla, Bosne 
srebrene 56. 
 

Movimiento por la paz, el desarme y la libertad (MPDL) 
 

Norwegian Refugee Council (NRC) 
 

Pax Christi 
 

Premiere Urgence 
 

Project Implementation Unit - Housing - (PIU Housing) 
 

Swedish Rescue Services Agency (SRSA) 
 

Die SRSA ist zuständig für Projekte der Unterbringung/des Wiederaufbaus. Sitz in Tuzla. Mihajla i ¿ivka 
Crnogorcevica 1 
 

Swiss Disaster Relief (SDR) 
 

TALDI 
 

TALDI ist eine lokale NGO, die im Bereich der sozialen und wirtschaftlichen Entwicklung BuH tätig ist. Dazu 
gehören Programme für die Vergabe von Mikrokrediten zur Einkommensschaffung. Der Sitz ist in Tuzla, Obala 
Zmaja od Bosne 10 Tuzla 
 

United Methodist Committee of Relief (UMCOR) 
 

United States Agency for International Development (USAID) 
 

World Vision (WV) 
 

Viele der genannten Organisationen haben wie aus der Liste ersichtlich ist Ihren Sitz in Tuzla, d.h. in der 
Föderation BuH und bieten dort Hilfe und Unterstützung bei der Unterbringung von Rückkehrern. Unter 
anderem auch das Österreichische Hilfswerk, aber auch religiöse Organisationen wie die Islamic Relief 
Worldwide und lokale NGOs wie Taldi. 
 

Eine Rückkehr von Flüchtlingen in die Föderation ist daher möglich. 
 

Aus der Liste ist auch ersichtlich, dass es sowohl heimische als auch ausländische Hilfsorganisationen gibt. 
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Das Büro des UNHCR für BuH in Tuzla veröffentlichte im Juni 2003 auch eine Studie über aus dem Gebiet 
"Podrinje" (Drina-Gebiet), der östlichen Republika Srpska stammende Vertriebene, die im Kanton Tuzla 
untergebracht sind, worin die Struktur der Vertriebenen nach Geschlecht, Alter, Familienverhältnissen und auch 
ihr Wunsch nach einer Rückkehr in ihr Heimatgebiet bzw. einem Verbleib im Kanton Tuzla genauestens 
analysiert wurden. 
 

Dabei wurden Empfehlungen für eine langfristige Lösung dieser Bedürfnisse ausgearbeitet und Maßnahmen 
sowohl für die inländischen Behörden, die Vertriebenen selbst, NGOs, die internationale Staatengemeinschaft 
und Donatoren sowie das Netzwerk der Rechtsberatungszentren empfohlen. 
 

Unter anderem heißt es in diesem Dokument, dass im nordöstlichen BuH eine globale Strategie der RRTF 
(Radna grupa za povratak i rekonstrukciju - Arbeitsgruppe für Rückkehr und Wiederaufbau) umgesetzt werde, 
deren Ziel es sei die Verantwortung für eine Rückkehr und den Wiederaufbau auf die heimischen Behörden zu 
übertragen. Alle in diesen Prozess involvierten Akteure zeigten Enthusiasmus und größtes Engagement bei 
dieser Aufgabe. 
 

Quelle: www.unhcr.ba/publications/SRV-FI%7E1.pdf 
 

Englische Version: www.unhcr.ba/publications/DPFV06RE.pdf 
 

Auf der Homepage des UNHCR für BuH ist auch der Link auf folgende 

Rechtsberatungs-Einrichtung zu finden: 
 

Va¿a Prava (deutsch: Ihre Rechte) 
 

Dolina 9, 71000 Sarajevo 
 

tel 033 260 360, 260 370 
 

www.vasaprava.org 
 

Auch wichtige Kontaktadressen und Kontaktstellen in den jeweiligen Gemeinden sind im Handbuch des 
UNHCR zu finden. 
 

Z.B. für die im konkreten Fall für eine Rückkehr in Frage kommende Gemeinde Tuzla, die in der Föderation 
BuH liegt, werden folgende Behörden und Einrichtungen genannt: 
 

GEMEINDE-KONTAKTINFORMATIONEN 
 

Tuzla 
 

Büro/Amt Tel. Fax Adresse Kontaktperson 
 

Gemeindeinformationszentrum (MRO) (035) 252 206 (035) 252 206 Trg slobode 1 Edin Osmanbegovic 
 

Polizeiverwaltung (035) 235 877 Turalibegova bb Wohnbehörde (035) 251 244 (035) 251 244 D¿afer mahala 70 
Faruk Ajaz 
 

Kantonales Ministerium für Wiederaufbau, Entwicklung und Rückkehr (035) 281 440 (035) 280 695 Slatina 2 
Zentrum für Sozialarbeit (035) 252 315 (035) 252 315 Bosne srebrene bb Amt des Roten Kreuzes (035) 252 198 
(035) 252 198 D¿ind¿ic mahala 21 Arbeitsamt (035) 283 388 Bosne srebrene bb Ramiza Krd¿alic 
 

Abteilung des Verteidigungsministeriums (035) 252 030 (035) 252 506 Muharema Fizovica bb 
Krankenversicherungsfonds (035) 251 122 (035) 251 124 Franjevacka 36 Pensionsfonds (035) 252 042 (035) 
251 587 Franjevacka 36 Bildungsabteilung (035) 281 296 (035) 283 340 Slatina 2 Zentrum für Rechtshilfe und 
Informationen (035) 281 023 (035) 281 023 Rudarska 72 Alma Hajdarevic Paulina Vazmer-Joguncic 
 

PLIP (035) 250 123 (035) 252 659 OHR 
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Nikole Tesle 22 UNHCR (035) 284 199 (035) 282 105 Rudarska 72 OHR RRTF (035) 250 123 (035) 252 659 
Nikole Tesle 22 OSCE (035) 282 522 (035) 282 525 Solanska 3 IPTF (035) 283 400 (035) 283 400 P.O. Box 23 
Mercy Corps Scotland (035) 250 561 (035) 250 561 18. hrvatske brigade 25 Alenka Savic 
 

ICRC (035) 281 555 (035) 281 555 Rudarska 72 Dragoslav Bla¿evic 
 

Für die in der Republika Srpska gelegene und im konkreten Fall für eine Rückkehr in Frage kommende 
Gemeinde Zvornik, zu der das Dorf Skocic gehört, aus dem der AW stammt, werden ähnliche Behörden und 
Einrichtungen genannt: 
 

GEMEINDE-KONTAKTINFORMATIONEN 
 

Zvornik 
 

Amt/Büro Tel. Fax Adresse Kontaktperson 
 

Abteilung des Ministeriums für Flüchtlinge und Vertriebene (OMI) (056) 210 637 (056) 210 637 Zgr. Z-14 Ulaz 
1 Angelina Tomic 
 

Polizei (MUP) (056) 210 128 Svetog Save bb Mane Ðuric 
 

Ministerium für Flüchtlinge und Vertriebene (051) 218 043 Kralja Petra I Karadordevica 103 
 

Banja Luka Vereinigung vertriebener Personen (056) 210 056 (056) 210 056 Hotel "Drina" Dragan Bo¿ovic 
 

Zentrum für Sozialarbeit (056) 210 582 (056) 210 582 Brace Obradovic bb Vuka¿in Nikolic 
 

Kanzlei des Roten Kreuzes Blok B Ðurad Jelicic 
 

Arbeitsamt (056) 210 009 (056) 210 009 Brace Obradovic 5 Sreco Popovic 
 

Abteilung des Verteidigungsministeriums (056) 210 126 (056) 210 335 Svetog Save 58 Milorad Micic 
 

Krankenversicherungsfonds (056) 210 426 (056) 210 366 Sime Perica 2 Jela Popovic 
 

Pensionsfonds (056) 210 175 Brace Jugovica bb Zaga Mijatovic 
 

Bildungsabteilung (056) 210 091 (056) 210 091 Svetog Save 123 Zarija Popovic 
 

Zentrum für Rechtshilfe und Information (056) 210 403 (056) 210 403 Karadordeva bb PLIP (056) 210 039 
(056) 210 039 UNHCR 
 

Karadordeva bb UNHCR (056) 210 039 (056) 210 039 Karadordeva bb OHR RRTF (056) 210 479 (056) 210 
478 Vuka Karad¿ica 148 OSCE (056) 210 362 (056) 210 746 Hotel "Drina" 
 

Svetog Save bb IPTF (056) 210 764 (056) 210 764 Hotel "Drina" 
 

Svetog Save bb Quelle: www.unhcr.ba/handbook/bos/index.htm 
 

Englisch: www.unhcr.ba/handbook/eng/index.htm 
 

Für Rückkehrer ist in der Republika Srpska von staatlicher Seite insbesondere das "Ministerium für Flüchtlinge 
und vertriebene Personen der Republika Srpska" zuständig. 
 

In der Republika Srpska wurde für Vertriebene, Rückkehrer und Flüchtlinge 2005 ein neues Gesetz 
verabschiedet (einige relevante Artikel werden hier zur Veranschaulichung übersetzt wiedergegeben): 
 

G E S E T Z 
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ÜBER VERTRIEBENE PERSONEN, RÜCKKEHRER UND FLÜCHTLINGE IN DER 

REPUBLIKA SRPSKA 
 

(Amtsblatt "Slu¿beni glasnik RS", Nr. 42/05 vom 26. April 2005.) 
 

Artikel 14. 
 

Alle Vertriebenen und Rückkehrer haben das Recht auf einen adäquaten Lebensstandard, das Recht auf eine 
grundlegende einstweilige Unterbringung, sozialen Schutz, Bildung und fachliche Befähigung, freie 
Religionsausübung und politische Tätigkeit. 
 

Neben den Rechten aus dem vorgenannten Absatz haben Vertriebene und Rückkehrer während ihres Status 
Anspruch auf: 
 

-Hilfe für den gänzlichen Aufbau eigener Wohnungen und Häuser; 
 

-die Nutzung von Krediten für den Beginn von wirtschafltichen Tätigkeiten zur Einkommensschaffung für sich 
und ihre Familien; 
 

-adäquate Geldhilfe; 
 

-grundlegenden Gesundheitsschutz; 
 

-grundlegende Bildung; 
 

-soziale Hilfe, sofern sie nicht beschäftigt sind. 
 

Personen aus dem vorgenannten Absatz wird keine vorübergehende Unterkunft bereitgestellt werden, sofern sie 
über ausreichend Mittel und ein Einkommen verfügen, mit dem sie sich ihre Unterkunft sichern können. 
 

Ihre Vermögenslage ist von den Abteilungen des Ministeriums nach Einholung von Auskünften der 
Ortsgemeinde, des Arbeitsamtes und des Sozialamtes zu beurteilen. 
 

Artikel 15. 
 

Die zuständigen Behörden sind verpflichtet, vertriebenen Personen und Rückkehrern alle erforderlichen 
Dokumente, die sie zur Umsetzung ihrer in diesem Gesetz vorgesehenen Rechte benötigen, auszustellen. 
 

Die zuständigen Behörden werden das Verfahren zur Ausstellung neuer Dokumente oder den Ersatz in Folge der 
Vertreibung verlorener oder vernichteter Dokumente erleichtern. 
 

Aritkel 16. 
 

Alle zuständigen Behörden werden an der Ermöglichung der Reintegration von Rückkehrern arbeiten. 
 

Im Jänner 2007 hat das Ministerium für Flüchtlinge und vertriebene Personen der Republika Srpska ein 
Programm für die Lösung der Probleme von vertriebenen Personen, Rückkehrern und Flüchtlingen für das Jahr 
2007 verabschiedet. Zu den Programmaktivitäten und Zielen des Ministeriums gehören Regelungen von 
"Statusfragen", die Gewährleistung, dass jeder ein "Dach über dem Kopf" hat, sowie die Erneuerung und der 
Wiederaufbau zerstörten Wohnungsbestandes, die Sicherung jeglicher Art von Alternativunterkünften für 
Familien, die darauf einen Anspruch haben, und die Unterbringung von Personen aus Alternativunterbringungen 
in dauerhafte Wohnunterkünfte, die Gewährleistung einer Krankenversicherung für Familien dieses betroffenen 
Bevölkerungsanteiles sowie die Gewährleistung einer Reintegration durch den Schutz der Menschenrechte und 
die Stimulierung einer nachhaltigen Rückkehr. 
 

Für das Programm wurden im Budget der Republika Srpska für das Jahr 2007 Mittel von insgesamt 22.496.000,-
- KM gewährt: 
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Für die Krankenversicherung von Flüchtlingen, Vertriebenen u. 
Rückkehrern.........600.000,-- KM 
 
Für die Lösung der Probleme von Flüchtlingen, Vertr iebenen u. 
Rückkehrern.......7.000.000,-- KM 
 
Für die Lösung der Probleme intern 
Vertriebener....................................... .....1.500.000,-- 
KM 
 
Für die Infrastruktur in 
Flüchtlingssiedlungen.............................. .....................2.5
00.000,-- 
KM 
 
Für gemeinsame Projekte - 
Rückkehrfonds...................................... .............. 
2.600.000,-- KM 
 
Für Srebrenica - 
Potocari........................................... ........................
...........500.000,-- 
KM 
 
Für eine Rückkehr in die Republika 
Srpska............................................. .........4.500.000,-- 
KM 
 
Für eine Rückkehr in die Föderation 
BuH................................................ ........1.900.000,-- 
KM 
 
Für das Entwicklungsprogramm für die Region Gornje Podrinje mit der 
UNDP........1.200.000,-- KM 
 
Für dauerhafte Wohnlösungen für jene, die in Kollek tivzentren und 
 
alternativen Unterkünften untergebracht 
sind............................................... ........196.000,-- 
KM 
 

Quelle: 

www.mirlrs.org/program/Program%20rjesavanja%20za%202007-lat.pdf 
 

Derzeit ist der Republika Srpska der Bosniake Omer Brankovic Minister für Flüchtlinge und vertriebene 
Personen. Omer Brankovic wurde 1947 in Vi¿egrad geboren. 
 

In der Föderation gibt es auch Kollektivunterkünfte, so auch im Kanton Tuzla, wo viele Flüchtlinge aus der 
Republika Srpska, so auch aus der Gemeinde Zvornik, zu der das Dorf Skocic gehört, bei Ausbruch des Krieges 
Zuflucht gefunden haben. 
 

Viele dieser Flüchtlinge sind nach wie vor dort untergebracht. 
 

Selbst Roma, die aus der Gemeinde Zvornik, dem Dorf Skocic geflüchtet sind, leben heute in Tuzla. So auch 
Fadil Ferhatovic, der in Tuzla die Vereinigung "Romska Braca Skocic" - Tuzla gegründet hat. 
 

Die Vereinigung ist beim Justizministerium des Kantons Tuzla am 12.03.2003 unter der Zahl 
 

brojem 06/1-05-2224/03 registriert worden. 
 

Aktivitäten der Vereinigung: 
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Rückkehr in die Republika Srpska (Selo Skocic) 
 

Suche nach verschwundenen Roma im Laufe des Krieges 1992-1995. 
 

Erhaltung der Kultur und der Tradition der Roma durch die Gründung der Kulturvereinigung "Djelem Djelem". 
 

Beschäftigung der Roma über die gegründete Agentur zur Beschäftigung der Roma und anderer über die 
Gesm.b.H. DOO "Tri Leptira". 
 

All diese Angaben, die aus verlässlichen Quellen stammen, zeigen deutlich, welche Aktivitäten und 
Bemühungen unternommen werden, um allen eine Rückkehr zu ermöglichen. 
 

BAMF, Informationszentrum Asyl und Migration, Bosnien und Herzegowina, Länderreport Band 2, Juni 2007 
 

Die medizinische Versorgung ist für die folgenden Bevölkerungsgruppen kostenlos: 
 
 - Kinder bis zu 15 Jahren; und Kinder zwischen 16 und 18 Jahren, die noch in der Schulausbildung 
 

sind. 
 
 - Studenten bis zu 25 Jahren. 
 
 - Frauen nach der Entbindung und bis das Kind 1 Jahr alt ist. 
 
 - Personen über 65 Jahre. 
 
 - Empfänger von Sozialleistungen. 
 
 - Personen, die an Tuberkulose oder anderen epidemischen Krankheiten leiden. 
 
 - Personen, die unter einer geistigen Störung leiden (gilt nur für Patienten, die sich einer Prüfung 
 

durch eine medizinische Expertenkommission unterzogen haben). 
 
 - Patienten, die eine regelmäßige Dialyse benötigen. 
 
 - Patienten mit Diabetes, die regelmäßig Insulin benötigen (diese müssen sich einer Untersuchung 
 

durch eine spezielle medizinische Kommission unterziehen, um ihren Anspruch auf kostenlose 
 

medizinische Versorgung zu bestätigen). 
 
 - Patienten, die unter bösartigen (malignen) Erkrankungen leiden. 
 
 - Patienten mit transplantierten Organen. 
 
 - Patienten, die unter Dystrophie leiden. 
 

Sozialhilfe/Gesundheit 
 

BAMF, Informationszentrum Asyl und Migration, Bosnien und Herzegowina, Länderreport Band 2, Juni 2007 
 

Das Wohlfahrtssystem umfasst Sozialleistungen für alle Personen, die nicht in der Lage sind, für sich selbst zu 
sorgen, denen die Grundlage zum Lebensunterhalt fehlt und die keine Verwandten haben, die für diese Person 
sorgen können. Die Sozialleistung beinhaltet die Krankenversicherung für den Antragsteller sowie für dessen 
Familie. Die Wohnsitzgemeinde ist zuständig für die Gewährung von Sozialhilfe. Aufgrund der schlechten 
wirtschaftlichen Lage besteht die Sozialhilfe nur aus einem kleinen Betrag, der nicht immer regelmäßig 
ausbezahlt wird. Die durchschnittliche Höhe liegt in der Föderation bei 45 Euro, in der Serbischen Republik bei 
40 Euro. Darüber hinaus kann einer Familie ein Kindergeld von maximal derselben Höhe bewilligt werden. Die 
Zahl der Bedürftigen übersteigt bei Weitem die Zahl der Unterstützten. Das staatlich geregelte 
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Sozialhilfeverfahren ist primär für alte und kranke Personen gedacht. Die Bedingungen für die Gewährung von 
Sozialhilfe sind sehr restriktiv und die Leistungen sind niedrig. Diejenigen, die sie erhalten, können alleine 
davon nicht leben. Personen, die beim Arbeitsamt als arbeitslos registriert sind und als arbeitsfähig eingestuft 
werden, haben keinen Anspruch auf Sozialhilfe. Voraussetzungen für eine Bewilligung sind fehlende 
Arbeitsfähigkeit und das Fehlen eines sozialen oder familiären Netzwerks. Voraussetzungen für den Erhalt von 
Sozialleistungen sind z.B. nach Angaben der Gemeinde Sarajewo: Nutzbare Wohnfläche (Wohnung/Haus) von 
weniger als 44m², gesamte monatliche Einkünfte geteilt durch die Anzahl der Familienmitglieder von weniger 
als 42 USD pro Person. Auch das Alter des Antragstellers wird berücksichtigt. Nach Vorlage der für die Prüfung 
erforderlichen Dokumente kann der Genehmigungsprozess zwei Monate oder länger dauern. Während dieser 
Zeit gibt es keine anderweitige staatliche Unterstützung. Wenn der Antrag genehmigt wird, erfolgt die Zahlung 
auf Grund fehlender staatlicher Mittel und Investitionen sporadisch. Rückkehrer haben erfahrungsgemäß kaum 
eine Chance, Sozialhilfe zu bekommen. 
 

In BuH gibt es eine ausreichende Anzahl an Kliniken und Ambulanzen. Die Behandlungsmöglichkeiten sind in 
großen Städten erheblich besser als in ländlichen Gebieten. Es gibt genügend gut ausgebildetes medizinisches 
Personal. Vor allem Flüchtlinge und vertriebene Personen befinden sich aber außerhalb des Gesundheitssystems. 
 

Die Gesundheitsversorgung war vor dem Krieg flächendeckend organisiert. Vieles wurde nach 1995 wieder 
aufgebaut, so dass heute eine ausreichende Anzahl an Kliniken und Ambulanzen vorhanden ist. Insgesamt sind 
aber viele medizinische Einrichtungen in Bosnien und Herzegowina, vor allem außerhalb Sarajewos, noch in 
einem schlechten Zustand. Demzufolge sind Behandlungen von ernsthaften Erkrankungen und Verletzungen in 
ländlichen Gebieten oft problematisch. Eine umfassende medizinische Versorgung ist nur in den 
Krankenhäusern der großen Städte gewährleistet. Die Geräteausstattung verbessert sich zwar langsam, hat aber 
westliches Niveau bei Weitem noch nicht erreicht. Ärzte und Pflegepersonal sind ausreichend vorhanden und 
weisen in der Regel eine gute, aber vorwiegend theoretische Ausbildung auf. Defizite bestehen bei der 
Anwendung moderner Operationsmethoden, Diagnostik und im Krankenhausmanagement. Die finanzielle 
Ausstattung des gesamten Gesundheitswesens ist unzureichend. Für die medizinische Versorgung seiner 
Bevölkerung wendet der Staat nur ca. 130 Euro pro Kopf und Jahr auf. Im April 2007 streikten 22.000 Ärzte und 
medizinisches Personal in der Föderation für bessere Gehälter und Arbeitsbedingungen. 
 

Ein großer Teil der Bevölkerung befindet sich immer noch außerhalb des Gesundheitssystems, primär 
Flüchtlinge und vertriebene Personen. Seit dem Krieg nehmen Suchtprobleme zu; schlechte sozial-ökonomische 
Verhältnisse und Familienprobleme sind häufig. Die wesentlichsten Probleme sind die ungleiche Abdeckung der 
urbanen und ländlichen Gebiete mit gesundheitlichen Ressourcen, dürftige Bildung und Armut. 
 

Es gibt derzeit in den beiden Entitäten noch keine einheitlichen Regelungen zu Pensions- und Krankenkassen, 
bzw. die Regelungen werden nicht umgesetzt. [...] 
 

Obwohl das Recht auf Krankenversicherung gesetzlich garantiert ist, haben 40 % der Bürger keinen 
entsprechenden Versicherungsschutz. 2005 waren 59 % der Frauen und 60 % der Kinder ohne 
Krankenversicherung. [...] 
 

Für Rückkehrer ergibt sich die Zuständigkeit für die Krankenversicherung aus dem Wohnsitz. War die Person 
vor ihrer Ausreise krankenversichert, kann sie sich innerhalb von 15 (bzw. 30) Tagen am Arbeitsamt arbeitslos 
melden, und wird dann über dieses krankenversichert. Die Krankenversicherung umfasst: medizinische 
Vorsorge, Notfallmedizin, Schul- und Arbeitsmedizin, Vorsorge für Mutter und Kind, allgemeinärztliche und 
zahnärztliche Behandlung sowie Arzneimittelversorgung. 
 

Rückkehrer sind verpflichtet, sich nach der Rückkehr aus dem Ausland bei der zuständigen Filiale des 
Krankenversicherungsamtes anzumelden. Die Zuständigkeit wird nach dem Wohnsitz des Versicherten 
bestimmt. Wenn festgestellt wird, dass die Person bereits früher krankenversichert war, wird diese an das 
Arbeitsamt verwiesen. Dort soll sie sich innerhalb von 30 Tagen nach der Rückkehr arbeitslos melden und wird 
über das Arbeitsamt krankenversichert. Unzählige Personen wurden vom Versicherungsschutz ausgeschlossen, 
weil sie es versäumt hatten, sich innerhalb der Frist von 30 Tagen (in einigen Kantonen von 15 Tagen) 
anzumelden. 
 

Bestand vor Ausreise keine Krankenversicherung, gibt es folgende Möglichkeiten: 
 
 - Wenn eines der Familienmitglieder im Besitz eines Grundstückes ist, kann ein Vertrag über die 

Landwirtschaftskrankenversicherung abgeschlossen werden. 
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 - Wenn die Person nicht über entsprechende Finanzierungsmöglichkeiten verfügt, kann sie sich an das 
Zentrum für Sozialarbeit wenden. Dort wird Krankenversicherungsschutz gemäß den Vorschriften des 
Gesetzes über den Sozialschutz gewährt. 

 
 - Wenn die betreffende Person eigene Finanzierungsmittel hat, kann sie einen Vertrag über die private 

persönliche Versicherung gemäß Art. 27 des Gesetzes über die Krankenversicherung abschließen. 
 

Die Krankenversicherung umfasst lediglich die primäre Gesundheitsversorgung (medizinische Vorsorge, 
Notfallmedizin, Schul- und Arbeitsmedizin, Vorsorge für Mutter und Kind, allgemeinärztliche und zahnärztliche 
Behandlung sowie Arzneimittelversorgung), die in den Gesundheitszentren (Domovi zdravlja) angeboten wird 
sowie die Kosten für Medikamente, die auf der Medikamentenliste (Essential Drug List - EDL) stehen. Diese 
werden von der Krankenversicherung rückerstattet. Nicht in der Liste enthaltene Medikamente müssen 
vollständig vom Patienten bezahlt werden. Spezielle Medikamente, die vor Ort nicht verfügbar sind, können 
durch eine Vereinbarung mit den lokalen Apotheken aus dem Ausland beschafft werden. Die Kosten hierfür sind 
ebenfalls vom Patienten zu tragen. 
 

Komplexere Behandlungen, insbesondere die Behandlung in Spitälern und Kliniken, werden von der 
obligatorischen Krankenversicherung nicht erstattet. Wenn Patienten nicht in den Gesundheitszentren behandelt 
werden können, werden sie in Krankenhäuser verlegt. Sie müssen dann für alle Kosten der medizinischen 
Leistungen selbst aufkommen. 
 

Commission of the European Communities, Bosnia and Herzegovina 2007 Progress Report, Nov. 2007 
 

In Bosnien gibt es derzeit keine zentralstaatliche Sozialpolitik. Diese liegt ausschließlich in der 
Verantwortlichkeit der Entitäten und Kantone. Dementsprechend unterschiedlich sind die einzelnen sozialen 
Leistungen und Ansprüche ausgeformt. Auch das Gesundheitssystem ist entsprechend der politischen Aufteilung 
des Landes unterschiedlich gestaltet und auch unterschiedlich effizient und zugänglich. 
 

Quelle: Auskunft Staatendokumentation vom 25.04.2008 
 

Die Insulinversorgung in Bosnien-Herzegowina ist normal und es gibt auch keine Berichte über eventuelle 
Engpässe in der Versorgung mit Insulin. 
 

Quelle: ÖB Sarajewo, Anfragebeantwortung vom 16.04.2008 
 

Mit Verordnung vom 01.07.2009, BGBl II, 2009/177, wurde Ihr Herkunftsstaat Bosnien Herzegowina als 
sicherer Herkunftsstaat (§ 39 AsylG 2005) festgelegt. Das bedeutet, dass idR in diesem Staat eine staatliche 
Verfolgung nicht stattfindet, Schutz vor privater Verfolgung und Rechtsschutz gegen erlittene 
Menschenrechtsverletzungen gewährt wird." 
 

Gefahren, die die Erteilung subsidiären Schutzes rechtfertigen würden, seien nicht ersichtlich. Diabetes sei in 
Bosnien Herzegowina behandelbar, es gebe auch keinen Engpass hinsichtlich der Insulinversorgung. Im Übrigen 
sei auf die einschlägige - im Bescheid wiedergegebene - Judikatur des EGMR zu verweisen. Der 
Beschwerdeführer spreche die bosnische Sprache, sei arbeitsfähig und verfüge in Bosnien Herzegowina über 
Familienangehörige. In Österreich sei er nicht integriert, auf staatliche Unterstützungen angewiesen und verfüge 
auch über keine familiären Bindungen zum Bundesgebiet. Als Angehöriger eines sicheren Drittstaates sei die 
Bestimmung des § 38 Abs. 1 Z 1 im konkreten Fall verwirklicht. 
 

Gegen diesen Bescheid erhob der Beschwerdeführer mit Schreiben vom "16.02.2009" (offenbar: 16.12.2009) - 
übermittelt am 18. Dezember 2009 durch den als "Zustelladresse" ausgewiesenen Verein SPRAKUIN - das 
Rechtsmittel der "Berufung" (korrekt: "Beschwerde") gegen den angefochtenen Bescheid. 
 

In den Feststellungen zu Bosnien werde "der Österreicher Valentin Inzko als der Hohe Beauftragte dieses 
Operettenstaates dargeboten", der sich "blindlings" den Befehlen "Washingtons, Brüssels und Bonns" 
gehorchend, "den Serben und deren Vertreter in die Goschen hauend" zeige, "wenn die sich wieder einmal nicht 
zum Kunstgebilde B. H. bekennen wollen". Die Forderungen der Serben nach Selbstbestimmung würden 
"Hochverrat" darstellen. Die Urheber des Berichts, die "ein Protektorat als einen normalen Staat" ausgeben 
würden, seien "von der eigenen Verblendung aufgefressen". Deutschland, die USA und "alle die einen Zorn auf 
Jugoslawien hatten, weil dieses die Frechheit hatte, sich vom Hitlerjoch zu befreien", hätten den Staat 
gemeinsam mit den dortigen Nationalisten zerrissen, weshalb dieser Krieg auch "ungesühnt" bleibe. 
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Es sei dem Beschwerdeführer nie gelungen, in seiner Heimat nach den Auslandsaufenthalten wieder Fuß zu 
fassen, die Arbeitssituation sei "katastrofal" gewesen. Er erachte "das Gebilde B. H. als ein Rachegebilde aus 
den USA; als einen Staat, den ich so in dieser Form nie anerkennen werde, weil ich ihn nicht als lebensfähig, 
sondern als einen Wechselbalg ohne Lebensberechtigung ansehe". Da er mit dieser Meinung "nie hinter den 
Berg gehalten" hätte, habe er viele Schwierigkeiten gehabt. 
 

Er habe seinen Antrag nicht widersprüchlich begründet, da der Wunsch nach einem normalen Leben politische 
und religiöse Aspekte einschließe. "Alles andere wäre ein peinliches filisterhaftes Gestammel, was wohl nur 
dazu dient, meine angebliche Unglaubwürdigkeit zu konstruieren". Was die Erstbehörde von seiner Heimat 
glaube, sei "ein peinliches Gestammel im Sinne der Protektoratsherren in Bonn/Brüssel/Washington". Auch 
wolle man ihm "einen Strick daraus drehen" dass er am 01.12.2009 den genauen und aktuellen Aufenthaltsort 
seiner Familie nicht angeben habe können. 
 

Er vermisse die "unerlässliche Gesamtbetrachtung meiner Asylgründe unter Einbeziehung vor allem subjektiver 
und objektiver Elemente" und verweise auf das Handbuch des UNHCR (Genf 1993), das er in Auszügen 
wiedergebe. 
 

Seine Abschiebung sei überdies "gemäß § 57 Abs. 1 FrG" unzulässig. Hinsichtlich der Ausweisung ergebe sich 
die Schlussfolgerung, "dass die Behörde auch einseitig den Vorrang der Öffentlichen Interessen vor den 
Privatinteressen durchzieht", was verfassungsrechtlichen Postulaten widerspreche. 
 

II. Der Asylgerichtshof hat erwogen: 
 

1. Folgender Sachverhalt wird festgestellt: 
 

Der Beschwerdeführer führt den im Spruch angeführten Namen, ist Staatsangehöriger von Bosnien und 
Herzegowina und wurde am XXXX als Angehöriger der bosnischen Volksgruppe geboren. Der 
Beschwerdeführer hielt sich zunächst bis 1992 in Bosnien und Herzegowina (damals als Teil Jugoslawiens) auf, 
danach bis 1998 in Deutschland. 2001 ging er abermals nach Deutschland, wobei sein Asylverfahren 2002 
negativ abgeschlossen wurde, und Anfang Juli 2009 direkt (ohne neuerliche Rückkehr in den Herkunftsstaat) 
nach Österreich. Im Herkunftsstaat leben sein Vater, die Schwester, seine erste Exgattin und die gemeinsame 
minderjährige Tochter. In Deutschland leben ein Bruder, sein erwachsener Sohn und die zweite Exgattin. In 
Österreich verfügt der Beschwerdeführer über keinerlei verwandtschaftliche Beziehungen. 
 

In seinem Herkunftsstaat ist der Beschwerdeführer keiner asylrelevanten Verfolgung ausgesetzt. Ebenso ist nicht 
ersichtlich, dass die Abschiebung des Beschwerdeführers in die Republik Serbien eine reale Gefahr einer 
Verletzung von Art. 2 EMRK, Art. 3 EMRK oder der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention bedeuten 
würde oder für ihn als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge 
willkürlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes mit sich bringen würde. 
Die Ausweisung des Beschwerdeführers aus dem österreichischen Bundesgebiet erweist sich vor dem 
Hintergrund der in Art. 8 Abs. 2 EMRK genannten Interessen als gerechtfertigt. 
 

Diese Feststellungen ergeben sich aus dem dem Asylgerichtshof vorliegenden Verwaltungsakt des 
Beschwerdeführers und resultieren aus seinen Einvernahmen im Polizeianhaltezentrum 1080 Wien und dem 
Bundesasylamt, dem vorgelegten deutschen Führerschein sowie dem im bekämpften Bescheid zitierten 
Dokumentationsmaterial. 
 

2. Die Feststellungen gründen sich auf folgende Beweiswürdigung: 
 

Die Feststellungen zur Identität des Beschwerdeführers ergeben sich zweifelsfrei aus dem im Zuge des 
Verfahrens vor dem Bundesasylamt vorgelegten Dokument (deutscher Führerschein) und den diesbezüglich 
glaubwürdigen Angaben des Beschwerdeführers im erstinstanzlichen Verfahren. 
 

Wie allerdings das Bundesasylamt in dem bekämpften Bescheid bereits darlegte, konnte der Beschwerdeführer 
im gesamten Verfahren kein asylrelevantes Vorbringen glaubhaft machen. So behauptete er in der 
Erstbefragung, als nicht praktizierender Moslem in Bosnien kein "normales" Leben führen zu können, was 
angesichts der ethnischen und religiösen Vielfalt in Bosnien und Herzegowina (wobei die Muslime lediglich eine 
relative Mehrheit in der Bevölkerung bilden) gänzlich unplausibel ist und von ihm auch nie näher ausgeführt 
wurde. Vielmehr bestätigte der Beschwerdeführer am 01.12.2009 auf entsprechendes Nachfragen, dass er den 
Antrag gestellt habe, um nach mehrjährigem Aufenthalt in Deutschland legal in Österreich bleiben zu können. 
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Dass diese klaren Widersprüche nur "peinliches, filisterhaftes Gestammel" sein sollten, um seine "angebliche 
Unglaubwürdigkeit zu konstruieren" - wie in der Beschwerde behauptet - stellt sich lediglich als substanzlose 
Polemik dar. 
 

Das Bundesasylamt hat ein mängelfreies und ordnungsgemäßes Ermittlungsverfahren durchgeführt und in der 
Begründung des angefochtenen Bescheides die Ergebnisse dieses Verfahrens sowie die bei der 
Beweiswürdigung maßgebenden Erwägungen klar und übersichtlich zusammengefasst. Den Ausführungen des 
Bundesasylamtes wurde im Beschwerdeverfahren auch nicht substantiiert und konkret entgegengetreten. 
Vielmehr wird in den Ausführungen betreffend Spruchpunkt I des angefochtenen Bescheids nicht einmal der 
Versuch unternommen, konkrete Probleme des Beschwerdeführers darzustellen. Vielmehr handelt es sich dabei 
um eine Ansammlung von Beschimpfungen und Unterstellungen gegen den Staat Bosnien und Herzegowina, die 
internationalen Einrichtungen im Zuge des Dayton-Abkommens, die Regierungen der USA und der EU, die teils 
keinerlei Zusammenhang mit dem gegenständlichen Fall aufweisen (etwa, dass die bosnischen Serben brutal 
unterdrückt würden, wobei der Beschwerdeführer Angehöriger der bosnischen Ethnie ist), teils schlicht abwegig 
sind (Deutschland und die USA hätten Jugoslawien aus Rache für dessen selbsterkämpfte Befreiung vom 
"Hitlerjoch" zerrissen). Der Vollständigkeit halber sei angemerkt, dass die Beschwerde nicht vom 
Beschwerdeführer selbst verfasst wurde, sondern zweifelsfrei von einem Mitarbeiter des Vereins SPRAKUIN, 
da beinahe gleichlautende Ausführungen dem Asylgerichtshof bereits notorisch bekannt sind. Auch hat der 
Beschwerdeführer in seinen Einvernahmen wiederholt ausdrücklich angegeben, keine Probleme mit Behörden 
seines Herkunftsstaates gehabt zu haben, weshalb die Behauptung, er habe aufgrund seiner expliziten Ablehnung 
des bosnischen Staates "viele Schwierigkeiten" gehabt, nicht nachvollziehbar ist - zumal er auch ausdrücklich 
einräumte, sich zuletzt 2001 in Bosnien und Herzegowina aufgehalten zu haben. 
 

Abschließend erweisen sich die zum Herkunftsstaat des Beschwerdeführers getroffenen Feststellungen durch 
genaue Quellenangaben als substantiiert, schlüssig und nachvollziehbar, wobei eine Ausgewogenheit von sowohl 
amtlichen bzw. staatlichen als auch von nichtstaatlichen Quellen ersichtlich ist. Es gab somit für den 
Asylgerichtshof keinen Anhaltspunkt, die länderbezogenen Feststellungen im bekämpften Bescheid in Zweifel 
zu ziehen. Die Behauptung, dabei würde es sich lediglich um ein "peinliches Gestammel im Sinne der 
Protektoratsherren in Bonn/Brüssel/Washington" handeln, ist mangels auch nur der Erwähnung nachprüfbarer 
Berichte gegenteiligen Inhalts nicht in der Lage, diese Feststellungen in Frage zu stellen. 
 

3. Rechtlich ergibt sich Folgendes: 
 

Gemäß § 73 Abs. 1 AsylG ist das AsylG 2005 am 1. Jänner 2006 in Kraft getreten; es ist gemäß § 75 Abs. 1 
AsylG auf alle Verfahren anzuwenden, die am 31. Dezember 2005 noch nicht anhängig waren. Das vorliegende 
Verfahren war am 31. Dezember 2005 nicht anhängig; das Beschwerdeverfahren ist daher nach dem AsylG 2005 
zu führen. 
 

Soweit sich aus dem Asylgesetz 2005 (AsylG 2005), BGBl. I Nr. 100, nicht anderes ergibt, sind gem. § 23 Abs 1 
AsylGHG idF BGBl I Nr. 147/2008 auf das Verfahren vor dem Asylgerichtshof die Bestimmungen des 
Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 (AVG), BGBl. Nr. 51, mit der Maßgabe sinngemäß 
anzuwenden, dass an die Stelle des Begriffs "Berufung" der Begriff "Beschwerde" tritt. 
 

Gemäß § 66 Abs. 4 AVG hat die Rechtsmittelinstanz, sofern die Beschwerde nicht als unzulässig oder verspätet 
zurückzuweisen ist, immer in der Sache selbst zu entscheiden. Sie ist berechtigt, sowohl im Spruch als auch 
hinsichtlich der Begründung ihre Anschauung an die Stelle jener der Unterbehörde zu setzen und den 
angefochtenen Bescheid nach jeder Richtung abzuändern. 
 

Spruchpunkt I: 
 

Gemäß § 3 Abs. 1 AsylG 2005 ist einem Fremden, der in Österreich einen Asylantrag gestellt hat, soweit der 
Antrag nicht wegen Drittstaatsicherheit oder wegen Zuständigkeit eines anderen Staates zurückzuweisen ist, der 
Status des Asylberechtigten zuzuerkennen, wenn glaubhaft ist, dass ihm im Herkunftsstaat Verfolgung iSd Art. 1 
Abschnitt A Z 2 der Konvention über die Rechtsstellung der Flüchtlinge BGBl. 55/1955 (Genfer 
Flüchtlingskonvention, in der Folge: GFK) droht (vgl. auch die Verfolgungsdefinition in § 2 Abs. 1 Z 11 AsylG, 
die auf Art. 9 der Richtlinie 2004/83/EG des Rates vom 29. April 2004 über Mindestnormen für die 
Anerkennung und den Status von Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen als Flüchtlinge oder als Personen, die 
anderweitig internationalen Schutz benötigen, und über den Inhalt des zu gewährenden Schutzes 
[Statusrichtlinie] verweist). Gemäß § 3 Abs. 3 AsylG ist der Asylantrag bezüglich der Zuerkennung des Status 
des Asylberechtigten abzuweisen, wenn dem Fremden eine innerstaatliche Fluchtalternative (§ 11 AsylG) offen 
steht oder wenn er einen Asylausschlussgrund (§ 6 AsylG) gesetzt hat. 
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Flüchtling im Sinne des Art. 1 Abschnitt A Z 2 GFK (in der Fassung des Art. 1 Abs. 2 des Protokolls über die 
Rechtsstellung der Flüchtlinge BGBl. 78/1974) - deren Bestimmungen gemäß § 74 AsylG unberührt bleiben - 
ist, wer sich "aus wohlbegründeter Furcht, aus Gründen der Rasse, Religion, Nationalität, Zugehörigkeit zu einer 
bestimmten sozialen Gruppe oder der politischen Gesinnung verfolgt zu werden, außerhalb seines Heimatlandes 
befindet und nicht in der Lage oder im Hinblick auf diese Furcht nicht gewillt ist, sich des Schutzes dieses 
Landes zu bedienen; oder wer staatenlos ist, sich außerhalb des Landes seines gewöhnlichen Aufenthaltes 
befindet und nicht in der Lage oder im Hinblick auf diese Furcht nicht gewillt ist, in dieses Land 
zurückzukehren." 
 

Zentraler Aspekt dieses Flüchtlingsbegriffs der GFK ist die wohlbegründete Furcht vor Verfolgung. 
Wohlbegründet kann eine Furcht nur dann sein, wenn sie im Lichte der speziellen Situation des Asylwerbers und 
unter Berücksichtigung der Verhältnisse im Verfolgerstaat objektiv nachvollziehbar ist (vgl. VwGH 22.12.1999, 
99/01/0334; 21.12.2000, 2000/01/0131; 25.1.2001, 2001/20/0011). Es kommt nicht darauf an, ob sich eine 
bestimmte Person in einer konkreten Situation tatsächlich fürchtet, sondern ob sich eine mit Vernunft begabte 
Person in dieser Situation (aus Konventionsgründen) fürchten würde. Unter Verfolgung ist ein ungerechtfertigter 
Eingriff von erheblicher Intensität in die zu schützende persönliche Sphäre des Einzelnen zu verstehen. 
Erhebliche Intensität liegt vor, wenn der Eingriff geeignet ist, die Unzumutbarkeit der Inanspruchnahme des 
Schutzes des Heimatstaates bzw. der Rückkehr in das Land des vorigen Aufenthaltes zu begründen. Eine 
Verfolgungsgefahr ist dann anzunehmen, wenn eine Verfolgung mit einer maßgeblichen Wahrscheinlichkeit 
droht; die entfernte Möglichkeit einer Verfolgung genügt nicht (VwGH 21.12.2000, 2000/01/0131; 25.1.2001, 
2001/20/0011). Die Verfolgungsgefahr muss ihre Ursache in einem der Gründe haben, welche Art. 1 Abschnitt 
A Z 2 GFK nennt (VwGH 9.9.1993, 93/01/0284; 15.3.2001, 99/20/0128); sie muss Ursache dafür sein, dass sich 
der Asylwerber außerhalb seines Heimatlandes bzw. des Landes seines vorigen Aufenthaltes befindet. 
 

Relevant kann darüber hinaus nur eine aktuelle Verfolgungsgefahr sein; sie muss bei Bescheiderlassung 
vorliegen, auf diesen Zeitpunkt hat die der Asylentscheidung immanente Prognose abzustellen, ob der 
Asylwerber mit maßgeblicher Wahrscheinlichkeit Verfolgung aus den in Art. 1 Abschnitt A Z 2 Genfer 
Flüchtlingskonvention genannten Gründen zu befürchten habe (VwGH 19.10.2000, Zl. 98/20/0233). 
 

Nach den oben unter Pkt. II.2. des vorliegenden Erkenntnisses ausgeführten Erwägungen ist davon auszugehen, 
dass der Beschwerdeführer in Bosnien und Herzegowina keine begründete Furcht vor Verfolgung wegen seiner 
Rasse, Religion, Nationalität oder Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe zu gewärtigen hat, da es 
seinem Fluchtvorbringen an der hinreichenden Glaubwürdigkeit mangelt. Selbst wenn man die durch den 
Beschwerdeführer bzw. seinen Zustellbevollmächtigten behauptete Ablehnung des Staates Bosnien und 
Herzegowina als angeblich fremdgesteuertes als den Tatsachen entsprechend erachtet (was hier nicht der Fall 
ist), so vermag dies an der den Antrag auf internationalen Schutz vorliegenden abweisenden Entscheidung nichts 
zu ändern: der Beschwerdeführer hat nämlich jegliches Problem mit Behörden seines Heimatlandes in seinen 
Einvernahmen wiederholt ausdrücklich verneint. 
 

Spruchpunkt II: 
 

Wird ein Asylantrag "in Bezug auf die Zuerkennung des Status des Asylberechtigten" abgewiesen, so ist dem 
Asylwerber gemäß § 8 Abs. 1 Z 1 AsylG der Status des subsidiär Schutzberechtigten zuzuerkennen, "wenn eine 
Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung des Fremden in seinen Herkunftsstaat eine reale Gefahr 
einer Verletzung von Art. 2 EMRK, Art. 3 EMRK oder der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention 
bedeuten würde oder für ihn als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit 
infolge willkürlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes mit sich bringen 
würde". Nach § 8 Abs. 2 AsylG ist die Entscheidung über die Zuerkennung dieses Status mit der abweisenden 
Entscheidung nach § 3 AsylG zu verbinden. 
 

Gemäß § 8 Abs. 3 und 6 AsylG ist der Asylantrag bezüglich dieses Status abzuweisen, wenn eine innerstaatliche 
Fluchtalternative (§ 11 AsylG) offensteht oder wenn der Herkunftsstaat des Asylwerbers nicht festgestellt 
werden kann. Daraus und aus mehreren anderen Vorschriften (§ 2 Abs. 1 Z 13, § 10 Abs. 1 Z 2, § 27 Abs. 2 und 
4 und § 57 Abs. 11 Z 3 AsylG) ergibt sich, dass dann, wenn dem Asylwerber kein subsidiärer Schutz gewährt 
wird, sein Asylantrag auch in dieser Beziehung förmlich abzuweisen ist. 
 

Die Voraussetzungen dafür, einem Asylwerber subsidiären Schutz zu gewähren, unterscheiden sich im Kern 
nicht von jenen, nach denen dies nach § 8 Abs. 1 Asylgesetz 1997 BGBl. I 76 (in der Folge: AsylG 1997) idF 
der Asylgesetznovelle 2003 BGBl. I 101 (AsylGNov. 2003; entspricht § 8 AsylG 1997 in der Stammfassung) im 
Zusammenhang mit (in der Folge: iZm) § 57 Abs. 1 Fremdengesetz 1997 BGBl I 75 (in der Folge: FrG) zu 
geschehen hatte; sie gehen allenfalls darüber hinaus. (Dagegen gibt es in der neuen Rechtslage keine 
Entsprechung zu den Voraussetzungen nach § 8 Abs. 1 AsylG 1997 idF der AsylGNov. 2003 iZm § 57 Abs. 2 
FrG, also dem zweiten Absatz dieser fremdengesetzlichen Bestimmung.) Deshalb kann zur Auslegung insoweit 



 Asylgerichtshof 05.01.2010 

www.ris.bka.gv.at  Seite 21 von 23 

grundsätzlich die Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes zu diesen Bestimmungen herangezogen 
werden. Die Rechtsprechung zu § 57 FrG knüpft an jene zum inhaltsgleichen § 37 Fremdengesetz BGBl. 
838/1992 an. Für § 57 Abs. 1 FrG idF BG BGBl I 126/2002 kann auf die Rechtsprechung zur Stammfassung 
dieser Bestimmung (BGBl I 75/1997) zurückgegriffen werden (VwGH 16.7.2003, 2003/01/0059; 19.2.2004, 
99/20/0573), mit der sie sich inhaltlich deckt (die Änderung diente nur der Verdeutlichung). Nach der Judikatur 
zu (§ 8 AsylG 1997 iVm) § 57 FrG ist Voraussetzung einer positiven Entscheidung nach dieser Bestimmung, 
dass eine konkrete, den Asylwerber betreffende, aktuelle, durch staatliche Stellen zumindest gebilligte oder 
(infolge nicht ausreichenden Funktionierens der Staatsgewalt) von diesen nicht abwendbare Gefährdung 
beziehungsweise Bedrohung vorliege. 
 

Herrscht in einem Staat eine extreme Gefahrenlage, durch die praktisch jeder, der in diesen Staat abgeschoben 
wird - auch ohne einer bestimmten Bevölkerungsgruppe oder Bürgerkriegspartei anzugehören -, der konkreten 
Gefahr einer Verletzung der durch Art. 3 MRK gewährleisteten (oder anderer in § 8 Abs. 1 AsylG erwähnter) 
Rechte ausgesetzt wäre, so kann dies der Abschiebung eines Fremden in diesen Staat entgegenstehen (VwSlg. 
15.437 A/2000; VwGH 25.11.1999, 99/20/0465; 08.06.2000, 99/20/0203; 08.06.2000, 99/20/0586; 21.09.2000, 
99/20/0373; 25.01.2001, 2000/20/0367; 25.01.2001, 2000/20/0438; 25.01.2001, 2000/20/0480; 21.06.2001, 
99/20/0460; 16.04.2002, 2000/20/0131). Diese in der Rechtsprechung zum AsylG 1997 erwähnten Fälle sind 
nun zum Teil durch andere in § 8 Abs. 1 AsylG erwähnte Fallgestaltungen ausdrücklich abgedeckt. Die bloße 
Möglichkeit einer dem Art. 3 EMRK widersprechenden Behandlung in jenem Staat, in den ein Fremder 
abgeschoben wird, genügt nicht, um seine Abschiebung in diesen Staat (unter dem Gesichtspunkt des § 57 FrG, 
dies ist nun auf § 8 Abs. 1 AsylG zu übertragen) als unzulässig erscheinen zu lassen; vielmehr müssen konkrete 
Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass gerade der Betroffene einer derartigen Gefahr ausgesetzt sein würde 
(VwGH 27.2.2001, 98/21/0427; 20.6.2002, 2002/18/0028). 
 

Nach der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes zu § 57 FrG hat der Fremde glaubhaft zu machen, dass 
er aktuell bedroht sei, dass die Bedrohung also im Falle, dass er abgeschoben würde, in dem von seinem Antrag 
erfassten Staat gegeben wäre und durch staatliche Stellen zumindest gebilligt wird oder durch sie nicht 
abgewandt werden kann. Gesichtspunkte der Zurechnung der Bedrohung im Zielstaat zu einem bestimmten 
"Verfolgersubjekt" sind nicht von Bedeutung; auf die Quelle der Gefahr im Zielstaat kommt es nicht an (VwGH 
21.8.2001, 2000/01/0443; 26.2.2002, 99/20/0509; 22.8.2006, 2005/01/0718). Diese aktuelle Bedrohungssituation 
ist mittels konkreter, die Person des Fremden betreffender Angaben darzutun, die durch entsprechende 
Bescheinigungsmittel untermauert werden (VwGH 2.8.2000, 98/21/0461). Dies ist auch im Rahmen des § 8 
AsylG 1997 (nunmehr: § 8 Abs. 1 AsylG) zu beachten (VwGH 25.1.2001, 2001/20/0011). Diese 
Mitwirkungspflicht des Antragstellers bezieht sich zumindest auf jene Umstände, die in seiner Sphäre gelegen 
sind und deren Kenntnis sich die Behörde nicht von Amts wegen verschaffen kann (VwGH 30. 9. 1993, 
93/18/0214). 
 

Wie bereits oben ausgeführt, gelang es dem Beschwerdeführer nicht, eine Verfolgung im Sinne der GFK 
darzutun. Zu prüfen bleibt, ob es im vorliegenden Fall begründete Anhaltspunkte dafür gibt, dass der 
Beschwerdeführer in Gefahr liefe, einer unmenschlichen Behandlung oder Strafe oder der Todesstrafe 
unterworfen zu werden. 
 

Dafür findet sich aber im festgestellten Sachverhalt kein Anhaltspunkt. Exzeptionelle Umstände, die eine 
Rückführung im Hinblick auf außerhalb staatlicher Verantwortlichkeit liegende Gegebenheiten im Zielstaat im 
Widerspruch zu Art. 3 EMRK erscheinen lassen könnten, sind im Falle des Beschwerdeführers ebenfalls nicht 
ersichtlich (vgl. zu Art. 3 EMRK z.B. VwGH 16.7.2003, 2003/01/0059, mit Verweis auf VwGH 21.8.2001, 
2000/01/0443). Auch aus der allgemeinen politischen und menschenrechtlichen Situation in Bosnien und 
Herzegowina lässt sich keine sich auf das gesamte Staatsgebiet beziehende konkrete, den Beschwerdeführer 
betreffende Gefahr im Sinne des Art. 3 EMRK ableiten. Wie unter den Feststellungen zum Herkunftsland des 
Beschwerdeführers ersichtlich, unterliegen Rückkehrer keinen rechtlichen Beschränkungen bei ihrer Rückkehr 
nach Bosnien und Herzegowina. Was die Versorgungssituation des Beschwerdeführers in seinem Herkunftsland 
anbelangt, so ist auszuführen, dass es sich bei dem Beschwerdeführer um einen arbeitsfähigen 47-jährigen Mann 
handelt, bei dem kein Grund zur Annahme besteht, dass er sich seine Existenz nicht selbst sichern könnte. Seine 
Diabetes II-Erkrankung ist im Herkunftsstaat problemlos behandelbar, sie wurde auch in der Beschwerde nicht 
thematisiert. Selbst wenn er in seinem Herkunftsland in die Gefahr einer ihn in seiner Existenz bedrohenden 
Lage geriete - wovon nach den oben zitierten (zutreffenden) Feststellungen des Bundesasylamtes nicht von 
vornherein auszugehen ist, da es in Bosnien und Herzegowina Sozialhilfsprogramme und karitative 
Organisationen gibt, die eine Grundversorgung gewährleisten -, bleibt für den erkennenden Gerichtshof 
festzuhalten, dass der Beschwerdeführer in seinem Herkunftsland über einen familiären Rückhalt verfügt, sodass 
er bei einer Rückkehr dorthin nicht völlig auf sich allein gestellt ist. Diesbezüglich wird auf die Angaben bei den 
Einvernahmen vor dem Bundesasylamt verwiesen, wonach im Herkunftsland noch zumindest sein Vater und 
sein Bruder leben würden. Es kann demnach nicht erkannt werden, dass der Beschwerdeführer im Falle seiner 
Rückkehr nach Bosnien und Herzegowina in eine ihn in seiner Existenz bedrohende Notlage geraten würde. 
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Im Übrigen beschränken sich die Ausführungen in der gegenständlichen Beschwerde von Mitte Dezember 2009, 
selbst noch wie vor Juli 2008 als "Berufung" bezeichnet, auf deutlich veraltete Textbausteine (betreffend § 57 
FrG) ohne konkreten Bezug zum gegenständlichen Fall. 
 

Spruchpunkt III: 
 

Gemäß § 10 Abs. 1 Z 2 AsylG ist eine Entscheidung nach diesem Bundesgesetz mit einer Ausweisung zu 
verbinden, wenn der Antrag auf internationalen Schutz sowohl bezüglich des Status des Asylberechtigten als 
auch der Zuerkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten abgewiesen wird. 
 

Bei der Setzung einer solchen aufenthaltsbeendigenden Maßnahme ist zu prüfen, ob die Ausweisung einen 
Eingriff in das Recht auf Privat- oder Familienleben des Beschwerdeführers darstellt (Art. 8 Abs. 1 EMRK). Das 
Recht auf Achtung des Familienlebens schützt das Zusammenleben der Familie und umfasst alle durch 
Blutsverwandtschaft, Eheschließung oder Adoption verbundenen Familienmitglieder, die effektiv 
zusammenleben; das Verhältnis zwischen Eltern und Kindern auch dann, wenn diese nicht zusammenleben. 
 

Der EGMR bzw. die EKMR verlangen zum Vorliegen des Art. 8 EMRK das Erfordernis eines "effektiven 
Familienlebens", das sich in der Führung eines gemeinsamen Haushaltes, dem Vorliegen eines 
Abhängigkeitsverhältnisses oder eines speziell engen, tatsächlich gelebten Bandes zu äußern hat (vgl. das Urteil 
Marckx [Ziffer 45] sowie Beschwerde Nr. 1240/86, V. Vereinigtes Königreich, DR 55, Seite 234; hierzu 
ausführlich: Kelin, "Die Bedeutung der EMRK für Asylsuchende und Flüchtlinge: Materialien und Hinweise", 
Mai 1997, Seite 46). 
 

Der Begriff des "Familienlebens" in Art. 8 EMRK umfasst nicht nur die Kleinfamilie von Eltern und 
(minderjährigen) Kindern und Ehegatten, sondern auch entferntere verwandtschaftliche Beziehungen, sofern 
diese Beziehungen eine gewisse gemeinsame Intensität erreichen. Als Kriterien hierfür kommen etwa das 
Vorliegen eines gemeinsamen Haushaltes oder die Gewährung von Unterhaltsleistungen in Betracht. In der 
bisherigen Spruchpraxis der Straßburger Instanzen wurden als unter dem Blickwinkel des Art. 8 EMRK zu 
schützende Beziehungen bereits solche zwischen Enkel und Großeltern (vgl. EGMR 13.06.1979, Marckx, 
EuGRZ 1979, 458; siehe auch EKMR 07.12.1981, B 9071/80, X-Schweiz, EuGRZ 1983, 19), zwischen 
Geschwistern (vgl. EKMR 14.03.1980, B 8986/80, EuGRZ 1982, 311), und zwischen Onkel und Tante und 
Neffen bzw. Nichten (vgl. EKMR 19.07.1968, 3110/67, Yb 11, 494 (518); EKMR 28.02.1979, 7912/77, EuGRZ 
1981/118; EKMR 05.07.1979, B 8353/78, EuGRZ 1981, 120) anerkannt, sofern eine gewisse 
Beziehungsintensität vorliegt (vgl. Baumgartner, ÖJZ 1989, 761; Rosenmayer ZfV 1988, 1). Das Kriterium einer 
gewissen Beziehungsintensität wurde von der Kommission auch für die Beziehung zwischen Eltern und 
erwachsenen Kindern gefordert (vgl. EKMR 06.10.1981, B 9202/80, EuGRZ 1983, 215). 
 

Ein in Österreich bestehendes Familienleben des Beschwerdeführers, in welches durch die Ausweisung 
eingegriffen werden würde, war nicht erkennbar und es wurde ein solches auch nicht vorgebracht. 
 

Ist - wie im gegenständlichen Fall - ein Eingriff in das Familienleben zu verneinen, bleibt noch zu prüfen, ob mit 
der Ausweisung in das Privatleben des Beschwerdeführers eingriffen wird und bejahendenfalls, ob dieser 
Eingriff eine Maßnahme darstellt, die in einer demokratischen Gesellschaft für die nationale Sicherheit, die 
öffentliche Ruhe und Ordnung, das wirtschaftliche Wohl des Landes, die Verteidigung der Ordnung und zur 
Verhinderung von strafbaren Handlungen, zum Schutz der Gesundheit und der Moral oder zum Schutz der 
Rechte und Freiheiten anderer notwendig ist (Art. 8 Abs. 2 EMRK). 
 

Das Recht auf Achtung des Privatlebens nach Art. 8 Abs. 1 EMRK schützt die unmittelbare, intime Sphäre eines 
Menschen; das ist der Bereich, in dem Menschen ihre spezifischen Interessen und Neigungen sowie ihre 
Beziehungen zu anderen Menschen entfalten. Auch die Störung der Beziehungen zu anderen Menschen durch 
aufenthaltsbeendende Maßnahmen ist ein Eingriff (vgl. z.B. VfSlg. 10.737, 11.455). 
 

Gemäß Art. 8 Abs. 2 EMRK ist der Eingriff einer öffentlichen Behörde in die Ausübung dieses Rechts nur 
statthaft, insoweit dieser Eingriff gesetzlich vorgesehen ist und eine Maßnahme darstellt, die in einer 
demokratischen Gesellschaft für die nationale Sicherheit, die öffentliche Ruhe und Ordnung, das wirtschaftliche 
Wohl des Landes, die Verteidigung der Ordnung und zur Verhinderung von strafbaren Handlungen, zum Schutz 
der Gesundheit und der Moral oder zum Schutz der Rechte und Freiheiten anderer notwendig und in diesem 
Sinne auch verhältnismäßig ist. 
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Im gegebenen Fall erweist sich der durch die verfügte Ausweisung erfolgende Eingriff in das Privatleben des 
Beschwerdeführers zur Erreichung der in Art. 8 Abs. 2 EMRK genannten Ziele jedenfalls als gerechtfertigt, 
zumal sich der Beschwerdeführer erst seit wenigen Monaten im Bundesgebiet aufhält und sich dieser Aufenthalt 
lediglich auf einen unbegründeten Antrag auf internationalen Schutz stützt. Eine besondere soziale Integration 
des Beschwerdeführers war nicht ersichtlich und wurde vom Beschwerdeführer auch insofern verneint, als er 
erklärte, seine Sozialkontakte seien auf in Österreich lebende Bosnier beschränkt. Der behauptete einseitige 
Vorrang der öffentlichen Interessen ist insgesamt nicht nachvollziehbar. 
 

Im Übrigen bezieht sich das in der Beschwerde wiedergegebene, nicht individualisierte diesbezügliche 
Vorbringen auf die Veränderungen des AsylG 1997 im Rahmen der Novelle 2003, sodass der Zusammenhang 
mit dem gegenständlichen Fall nicht nachvollzogen werden kann. 
 

Es war daher spruchgemäß zu entscheiden. 
 

Gemäß § 41 Abs. 7 AsylG 2005 i.d.F. BGBl. I Nr. 4/2008 konnte eine mündliche Verhandlung unterbleiben, da 
der Sachverhalt aus der Aktenlage in Verbindung mit der Beschwerde geklärt erscheint. 


